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uns sehr freuen, die Eine oder den 
Anderen dort begrüßen zu können.

Zu guter Letzt: Während diese 
Zeilen geschrieben werden, warten 
wir auf den Mitgliedsantrag unse-
res 600. Mitglieds. Wenn Sie diese 
Zeilen lesen, dürfte diese Zahl be-
reits überschritten sein. Nicht zu-
letzt das Persönliche Budget, zu 
dem es noch immer einen enormen 
Beratungsbedarf gibt, ist Ursache 
dafür, dass Viele unserem Verein 
beitreten.

Nun bleibt mir nur noch, allen 
einen warmen, aber nicht “heißen” 
Herbst zu wünschen.

Ihre

1. Vorsitzende

Vorwort

Liebe Leserin,
lieber Leser,

diese Zeilen, die Sie gerade le-
sen, hätte es beinahe nicht gegeben. 
Dass sie doch geschrieben wurden, 
haben wir unserem Layouter Fred 
Füllenbach zu verdanken. Er hat 
beim Layouten gemerkt, dass zwar 
im Inhaltsverzeichnis die Über-
schrift “Vorwort“ stand, im eigent-
lichen Text jedoch weit und breit 
keines vorhanden war.

Die Ursache ist der heiße Som-
mer, der zwar temperaturmäßig 
nicht unbedingt der heißeste war, 
“arbeitstechnisch“ jedoch kaum 
Zeit zum Verschnaufen brachte. 
So stand die Arbeit an der Doku-
mentation zu unserer Kampagne 
“Ich muss ins Krankenhaus… und 
nun?“ erst einmal im Vordergrund. 
Während Sie dieses INFORUM in 
der Hand halten, dürfte die Doku-
mentation bereits der Beauftragten 
der Bundesregierung für die Be-
lange behinderter Menschen, Ka-
rin Evers-Meyer, im Rahmen einer 
Pressekonferenz und einer kleinen 
Feier überreicht worden sein. Vor-
gesehen dafür ist der 12. Septem-

ber. Wir werden in der Dezember-
Ausgabe des INFORUM darüber 
berichten. 

Nach der Präsentation steht die 
Dokumentation zum kostenlo-
sen Herunterladen auf unserer In-
ternetseite zur Verfügung. – Wer 
keinen Internetzugang hat, kann 
sie ebenfalls kostenlos bei uns be-
stellen (Adresse siehe Impressum). 
Da die Erstellung mit hohen Kosten 
verbunden war, würden wir uns je-
doch über eine kleine Spende sehr 
freuen.

Nach dem nicht sehr erholsa-
men Sommer steht ein noch heiße-
rer Herbst bevor. Es scheint, als ob 
nun endgültig der Count-down zum 
Persönlichen Budget läuft. All die-
jenigen, die das Budget bisher be-
harrlich ignorierten, scheinen nun 
aufzuwachen und zu merken, dass 
der 1. Januar 2008, an dem es zur 
so genannten Regelleistung wird, 
unaufhaltsam naht. 

Bis zum Ende des Jahres fi nden 
noch etliche Veranstaltungen mit 
ForseA-Beteiligungen statt, bei de-
nen sich Menschen mit Behinde-
rungen, Leistungsträger und Leis-
tungserbringer schlau machen und 
auf eine “neue Ära der Leistungsfi -
nanzierung” einstellen können. - So 
wie es ausschaut, wird das Thema 
auch im kommenden Jahr nicht “er-
ledigt” sein, denn bereits jetzt ste-
hen schon einige Termine fest.

Außerdem zieht die Bundesiniti-
ative “Daheim statt Heim” immer 
größere Kreise. Unter diesem Titel 
fi ndet am 3. Oktober ein von For-
seA organisiertes Symposium statt. 
Es ist ein Teil des Pfl egekongresses 
mit dem Titel “Wohn(t)raum, der 
parallel zur REHACARE 2007 in 
Düsseldorf durchgeführt wird (sie-
he beiliegenden Flyer). Wir würden 
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Missstände in Pflegeheimen

Neue Heimgesetze der Länder und die Reform des Pflege-Qualitätssicherungsgesetzes müs-
sen eine menschenwürdige Pflege sichern

Marsch aus den Institutionen / Daheim statt Heim

Die Vereinten Nationen haben 
die Bundesregierung am 31. August 
2001 aufgefordert, eilige Maßnah-
men zur Verbesserung der Situati-
on Pflegebedürftiger in Heimen zu 
ergreifen. Im Juni 2006 stellte das 
Deutsche Institut für Menschen-
rechte fest, dass 384.000 Heim-
bewohner in Deutschland nicht 
sicher mit Essen und Trinken ver-
sorgt werden und 440.000 Bewoh-
ner von offenen Wunden bedroht 
sind oder bereits Druckgeschwüre 
haben. Nach Meinung des Instituts 
bestehen gravierende menschen-
rechtlich relevante Mängel. Dem-
nach ist die Pflegesituation für die 
in 10.400 Pflegeheimen lebenden 
677.000 Bewohner, die Leistungen 
der Pflegekasse erhalten, weiterhin 
verheerend.

Im Rahmen der Föderalismusre-
form ist am 29. August 2006 die Zu-
ständigkeit für das Heimgesetz vom 
Bund auf die Länder übergegangen. 
Für die Reform der Pflegeversiche-
rung sollen bis zur nächsten regulä-
ren Sitzung des Koalitionsausschus-
ses Eckpunkte festgelegt werden.

Um eine menschenwürdige Pfle-
ge zu sichern, sind folgende Rege-
lungen dringendst notwendig:

1. Stärkung der ambu-
lanten Pflege

Der in § 3 Pflege-Qualitätssiche-
rungsgesetz festgelegte Grundsatz 
“ambulant vor stationär“ muss kon-
sequent umgesetzt werden. Wohn-
gemeinschaften mit bis zu 8 Perso-
nen sollen ohne unsinnige Auflagen 
der Heimaufsicht gegründet wer-
den können, die Zuständigkeit der 
Heimaufsicht muss hier entfallen.

Untersuchungen des Kuratori-
ums Deutsche Altershilfe und des 
Emnid-Instituts haben ergeben, 
dass ein Großteil der Bevölkerung 

zu Hause und nicht in Heimen 
versorgt werden will. Es ist daher 
unerträglich, dass von den Pfle-
gekassen derzeit für die Heimun-
terbringung deutlich mehr als für 
die Versorgung zu Hause gezahlt 
wird (z.B. in Pflegestufe II 1.279 
Euro stationär und 410 Euro Pflege-

geld ambulant). Die Leistungen der 
Pflegekassen sind für die ambulante 
und die stationäre Versorgung un-
ter Einbeziehung der Demenzkran-
ken gleichzustellen.

2. Kontrollen durch die 
Aufsichtsbehörden

Nur jährlich stattfindende, un-
angemeldete, fachlich qualifizierte 
Kontrollen der Heimaufsicht und des 
Medizinischen Dienstes der Kran-
kenkassen sichern Pflegequalität. 
Die anerkannten Expertenstandards, 
zum Beispiel für die Verhinderung 
von offenen Wunden, Stürzen und 
freiheitsentziehenden Maßnahmen, 
müssen endlich umgesetzt werden. 
Von den Heimträgern finanziell 
unabhängige Ärzte können Kran-

kenhauseinweisungen verhindern. 
Dies haben Modellprojekte in Ber-
lin und München gezeigt. Mensch-
liches Leid und hohe Kosten sind so 
zu vermeiden.

Bewohner, Angehörige, ehren-
amtliche Helfer, vom Gericht be-
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stellte Betreuer und das Personal, 
das bei Missständen auch anonym 
ein Anzeigerecht bei Aufsichtsbe-
hörden haben muss, sind bei den 
Kontrollen zu hören.

Krankenhauseinweisungen aus 
Heimen, zum Beispiel wegen Aus-
trocknung oder offenen Wunden, 
müssen künftig registriert, die Ver-
antwortlichen zur Rechenschaft ge-
zogen werden. Die Einsichtsrechte 
in Unterlagen der Aufsichtsbehörden 
und Heimdokumentationen müssen 
gesetzlich geregelt werden.

3. Regelung zu Haus-
verboten

Angehörige und ehrenamtliche 
Helfer erhalten bei Kritik an Pfl e-
gemängeln in Heimen oft im Zu-
sammenspiel mit dem gesetzlichen 
Betreuer Hausverbote. Zu Recht 
lehnt die Bayerische Sozialministe-
rin Christa Stewens, die am 2. Mai 
2007 auf einem Pfl egestammtisch 
in München für jeden Heimbewoh-
ner ein Einzelzimmer gefordert hat, 
diese als diktatorisch empfundene 

Zum Entwurf des neuen CDU-Grundsatzpro-
gramms

Maßnahme entschieden ab. Haus-
verbote müssen künftig von der 
Heimaufsicht genehmigt werden. 
Die Entscheidung muss gerichtlich 
überprüfbar sein.  

4. Erstattung der Kos-
ten nur für tatsächlich 
ausgegebene Perso-
nalkosten

Die Kostenträger müssen künftig 
sicherstellen, dass das an die Heim-
träger für das Personal bezahlte 
Geld auch tatsächlich den Verein-
barungen gemäß ausgegeben wur-
de. Überschüsse der Heimträger 
sind zurückzuzahlen. § 80a, Abs. 
5 Pfl ege-Qualitätssicherungsgesetz 
ist so zu konkretisieren, dass künf-
tig nicht mehr Millionen Euro ohne 
Gegenleistung für die Bewohner an 
Heimträger ausgezahlt werden.

In Heimen werden täglich tau-
sendfach die Tatbestände der Körper-
verletzung und der Freiheitsberau-
bung erfüllt. Das gültige Heimgesetz 
schützt einseitig die Heimbetreiber; 

die Bewohner brauchen ein Heim-
bewohnerschutzgesetz, kein Heim-
betreiberschutzgesetz.

Mai 2007

Alexander Frey, Rechtsanwalt-
Sprecher des Arbeitskreises gegen 

Menschenrechtsverletzungen

Anlässlich der aktuellen Dis-
kussion um den Entwurf des neuen 
CDU-Grundsatzprogramms erklärt 
der Beauftragte der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion für die Belange 
der Menschen mit Behinderungen, 
Hubert Hüppe, MdB:

Der Entwurf des neuen CDU-
Grundsatzprogramms ist Ausdruck 
einer modernen Behindertenpoli-
tik, weg von übertriebener Fürsor-
ge hin zur Teilhabe von Menschen 
mit Behinderung.

Im Mittelpunkt des Entwurfs 
steht, gemeinsame Lebensräume 
von Menschen mit und ohne Be-
hinderung zu schaffen. Behinder-
te und nichtbehinderte Menschen 
sollen das selbstverständliche Mit-
einander, ihre Stärken und Schwä-
chen, schon von klein auf lernen, 
damit Barrieren in den Köpfen und 
im Verhalten erst gar keinen Platz 
fi nden.

Entgegen dem noch aktuellen 
Grundsatzprogramm sind Sonder-  Hubert Hüppe Hubert Hüppe
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